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46. Gesetz vom 3. Mai 2000, mit dem das Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1998 geändert wird

47. Gesetz vom 3. Mai 2000, mit dem das Tiroler Karenzurlaubsgeldgesetz 1998 geändert wird

48. Verordnung des Landeshauptmannes vom 26. Juni 2000, mit der nähere Bestimmungen über die Ausübung des
Taxi-Gewerbes sowie des mit Personenkraftwagen ausgeübten Mietwagen-Gewerbes und Gästewagen-Gewerbes
erlassen werden (Tiroler Personenbeförderungs-Betriebsordnung 2000)

46. Gesetz vom 3. Mai 2000, mit dem das Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1998 geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1998, LGBl.
Nr. 87, wird wie folgt geändert:

1. Der Abs. 2 des § 1 hat zu lauten:
„(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Dienstnehmer, auf

die das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984, BGBl.
Nr. 302, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 6/2000, das Landesvertragslehrergesetz 1966, BGBl.
Nr. 172, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 61/1997, das Land- und forstwirtschaftliche Lan-
deslehrer-Dienstrechtsgesetz 1985, BGBl. Nr. 296, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 6/2000, 
oder das Land- und forstwirtschaftliche Landesver-
tragslehrergesetz, BGBl. Nr. 244/1969, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 61/1997, anzuwenden 
ist.“

2. Die §§ 2 bis 7 haben zu lauten:

„§ 2
Anspruch auf Karenzurlaub

(1) Einem Dienstnehmer ist auf sein Verlangen ein
Urlaub gegen Entfall der Bezüge (Karenzurlaub) bis
zum Ablauf des zweiten Lebensjahres seines Kindes,
soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, zu ge-
währen, wenn er mit dem Kind im gemeinsamen Haus-
halt lebt, das Kind überwiegend selbst betreut und

a) die Mutter nicht gleichzeitig einen Karenzurlaub
in Anspruch nimmt, ausgenommen im Fall des § 3
Abs. 2, oder

b) die Mutter keinen Anspruch auf Karenzurlaub hat.
(2) In den Fällen des Abs. 1 lit. a beginnt der Karenz-

urlaub frühestens mit dem Ablauf eines Beschäfti-
gungsverbotes der Mutter nach der Geburt eines Kin-
des nach § 4 des Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998,
LGBl. Nr. 86, in der jeweils geltenden Fassung, nach an-
deren gleichartigen österreichischen Rechtsvorschrif-
ten oder nach einer gleichartigen Rechtsvorschrift eines
Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes.

(3) In den Fällen des Abs. 1 lit. b beginnt der Karenz-
urlaub frühestens mit dem Ablauf von acht bzw. bei
Früh-, Mehrlings- oder Kaiserschnittgeburten von
zwölf Wochen nach der Geburt. Bezieht die Mutter
Betriebshilfe (Wochengeld) nach § 102a des Gewerb-
lichen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 560/
1978, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 2/
2000, oder nach § 98 des Bauern-Sozialversicherungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. I Nr. 2/2000, und verkürzt sich die
Achtwochenfrist vor der Entbindung, so beginnt der
Karenzurlaub frühestens mit dem im § 102a Abs. 1 vier-
ter Satz des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes
und im § 98 Abs. 1 vierter Satz des Bauern-Sozialversi-
cherungsgesetzes genannten Zeitpunkt.

(4) Der Karenzurlaub muss mindestens drei Monate
dauern.

(5) Nimmt der Dienstnehmer einen Karenzurlaub
zum frühestmöglichen Zeitpunkt nach Abs. 2 oder 3 in
Anspruch, so hat er seinem Dienstgeber spätestens acht
Wochen nach der Geburt den Beginn und die Dauer des
Karenzurlaubes bekannt zu geben. Der Dienstnehmer
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kann seinem Dienstgeber spätestens drei Monate vor dem
Ende dieses Karenzurlaubes bekannt geben, dass und bis
zu welchem Zeitpunkt er den Karenzurlaub verlängert.
Unbeschadet des Ablaufes dieser Fristen kann ein Ka-
renzurlaub nach Abs. 1 gewährt werden, wenn nicht
zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen.

(6) Der Dienstgeber ist verpflichtet, seinem Dienst-
nehmer auf dessen Verlangen jeweils eine Bestätigung
über den Beginn und die Dauer des Karenzurlaubes aus-
zustellen. Diese Bestätigung ist vom Dienstnehmer mit
zu unterfertigen. Solche Bestätigungen sind von Lan-
des- und Gemeindeverwaltungsabgaben befreit.

(7) Wird der gemeinsame Haushalt des Vaters mit
dem Kind aufgehoben oder die überwiegende Betreu-
ung des Kindes durch den Vater beendet, so endet der
Karenzurlaub nach diesem Gesetz. Der Dienstnehmer
gilt ab diesem Zeitpunkt bis zum Ende des ursprünglich
nach diesem Gesetz gewährten Karenzurlaubes als ge-
gen Entfall der Bezüge im Sinne der dienstrechtlichen
Vorschriften beurlaubt. Auf Verlangen des Dienstgebers
hat der Dienstnehmer vorzeitig den Dienst anzutreten.

(8) Der Dienstnehmer hat seinem Dienstgeber die
Aufhebung des gemeinsamen Haushaltes mit dem Kind
und die Beendigung der überwiegenden Betreuung des
Kindes unverzüglich bekannt zu geben.

§ 3
Teilung des Karenzurlaubes 
zwischen Vater und Mutter

(1) Der Karenzurlaub nach § 2 kann zweimal geteilt
und abwechselnd mit der Mutter in Anspruch genom-
men werden. Jeder Teil des Karenzurlaubes muss min-
destens drei Monate dauern. Er ist in dem im § 2 Abs. 2
und 3 festgelegten Zeitpunkt oder unmittelbar im An-
schluss an einen Karenzurlaub der Mutter anzutreten.

(2) Aus Anlass des erstmaligen Wechsels der Betreu-
ungsperson kann der Dienstnehmer gleichzeitig mit der
Mutter Karenzurlaub in der Dauer von einem Monat in
Anspruch nehmen, wobei der Anspruch auf Karenzur-
laub einen Monat vor dem im § 2 Abs. 1 bzw. § 4 Abs. 1
dritter Satz genannten Zeitpunkt endet.

(3) Nimmt der Dienstnehmer seinen Karenzurlaub
im Anschluss an einen Karenzurlaub der Mutter in An-
spruch, so hat er spätestens drei Monate vor dem Ende
des Karenzurlaubes der Mutter seinem Dienstgeber den
Beginn und die Dauer des Karenzurlaubes bekannt zu
geben. Unbeschadet des Ablaufes dieser Frist kann ein
Karenzurlaub nach Abs. 1 gewährt werden, wenn nicht
zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen.

(4) Im Übrigen gilt § 2 Abs. 6 bis 8.

§ 4
Aufgeschobener Karenzurlaub

(1) Der Dienstnehmer kann mit dem Dienstgeber
vereinbaren, dass er drei Monate seines Karenzurlaubes
aufschiebt und bis zum Ablauf des siebenten Lebens-
jahres des Kindes verbraucht, soweit im Folgenden
nichts anderes bestimmt ist. Dabei sind die dienstlichen
Interessen unter Bedachtnahme auf den Anlass der In-
anspruchnahme des Karenzurlaubes zu berücksichtigen.
Ein aufgeschobener Karenzurlaub kann nur dann in An-
spruch genommen werden, wenn der Karenzurlaub nach
den §§ 2 oder 3

a) spätestens mit dem Ablauf des 21. Lebensmonats
des Kindes,

b) bei Inanspruchnahme eines aufgeschobenen Ka-
renzurlaubes auch durch die Mutter spätestens mit dem
Ablauf des 18. Lebensmonats des Kindes
geendet hat.

(2) Ist der noch nicht verbrauchte aufgeschobene
Karenzurlaub länger als der Zeitraum zwischen dem
Schuleintritt und dem Ablauf des siebenten Lebensjah-
res des Kindes oder erfolgt der Schuleintritt erst nach
dem Ablauf des siebenten Lebensjahres des Kindes, so
kann aus Anlass des Schuleintrittes des Kindes der Ver-
brauch des aufgeschobenen Karenzurlaubes vereinbart
werden. Die Geburt eines weiteren Kindes hindert nicht
die Vereinbarung über den Verbrauch des aufgeschobe-
nen Karenzurlaubes.

(3) Die Absicht, einen aufgeschobenen Karenzurlaub
in Anspruch zu nehmen, ist dem Dienstgeber zu den in
den §§ 2 Abs. 5 oder 3 Abs. 3 genannten Zeitpunkten
bekannt zu geben. Kommt innerhalb von zwei Wochen
ab der Bekanntgabe keine Einigung zustande, so kann
der Dienstgeber binnen weiterer zwei Wochen wegen
der Inanspruchnahme des aufgeschobenen Karenzur-
laubes die Klage beim zuständigen Gericht einbringen,
widrigenfalls die Zustimmung als erteilt gilt. Der
Dienstnehmer kann bei Nichteinigung oder im Fall der
Klage bekannt geben, dass er anstelle des aufgeschobe-
nen Karenzurlaubes einen Karenzurlaub bis zum zwei-
ten Lebensjahr des Kindes in Anspruch nimmt. Gleiches
gilt, wenn der Klage des Dienstgebers stattgegeben wird.

(4) Der Beginn des aufgeschobenen Teiles des Ka-
renzurlaubes ist dem Dienstgeber spätestens drei Mo-
nate vor dem gewünschten Zeitpunkt bekannt zu geben.
Kommt innerhalb von zwei Wochen ab der Bekanntgabe
keine Einigung zustande, so kann der Dienstnehmer den
aufgeschobenen Karenzurlaub zum gewünschten Zeit-
punkt antreten, es sei denn, der Dienstgeber hat binnen
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weiterer zwei Wochen wegen des Zeitpunktes des An-
trittes des aufgeschobenen Karenzurlaubes die Klage
beim zuständigen Gericht eingebracht.

(5) In Rechtsstreitigkeiten nach den Abs. 3 und 4
steht keiner Partei ein Kostenersatzanspruch an die an-
dere zu, ist gegen ein Urteil des Gerichtes erster Instanz
eine Berufung nicht zulässig und sind, unabhängig vom
Wert des Streitgegenstandes, Beschlüsse des Gerichtes
erster Instanz nur aus den Gründen des § 517 ZPO,
RGBl. Nr. 113/1895, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 125/1999, sowie wegen Nichtzulassung
einer Klagsänderung anfechtbar.

(6) Wird der aufgeschobene Karenzurlaub im Rah-
men eines anderen Dienstverhältnisses als jenem, das zur
Zeit der Geburt des Kindes bestanden hat, in Anspruch
genommen, so bedarf es vor dem Antritt des aufge-
schobenen Karenzurlaubes jedenfalls einer Vereinba-
rung mit dem neuen Dienstgeber.

(7) Im Übrigen gilt § 2 Abs. 1 lit. a und 6 bis 8.

§ 5
Karenzurlaub 

des Adoptiv- oder Pflegevaters

(1) Einen Anspruch auf Karenzurlaub unter den in
den §§ 2, 3 und 4 genannten Voraussetzungen und Be-
dingungen hat, soweit im Folgenden nichts anderes be-
stimmt ist, auch ein Dienstnehmer, der ein Kind, das das
zweite Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 

a) allein oder mit seiner Ehegattin an Kindes Statt an-
genommen hat (Adoptivvater), oder

b) in der Absicht, es an Kindes Statt anzunehmen, in
unentgeltliche Pflege genommen hat (Pflegevater).

(2) In den Fällen des Abs. 1 lit. a und b beginnt der
Karenzurlaub mit dem Tag der Annahme an Kindes Statt
oder der Übernahme in unentgeltliche Pflege oder im
Anschluss an einen Karenzurlaub der Mutter, Adoptiv-
mutter oder Pflegemutter.

(3) Nimmt der Dienstnehmer seinen Karenzurlaub
zum frühestmöglichen Zeitpunkt in Anspruch, so hat
er seinem Dienstgeber unverzüglich den Beginn und die
Dauer des Karenzurlaubes nach den §§ 2 und 3 bekannt
zu geben. Unbeschadet des Ablaufes dieser Frist kann
ein Karenzurlaub nach Abs. 1 gewährt werden, wenn
nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen.

(4) Nimmt ein Dienstnehmer ein Kind nach dem Ab-
lauf des 18. Lebensmonats, jedoch vor dem Ablauf des
zweiten Lebensjahres an Kindes Statt an oder nimmt er
es in der Absicht, es an Kindes Statt anzunehmen, in un-
entgeltliche Pflege, so kann er Karenzurlaub bis zu sechs

Monaten auch über das zweite Lebensjahr des Kindes
hinaus in Anspruch nehmen, sofern nicht die Mutter,
Adoptivmutter oder Pflegemutter einen Karenzurlaub
in Anspruch nimmt.

(5) Nimmt ein Dienstnehmer ein Kind nach dem Ab-
lauf des zweiten Lebensjahres, jedoch vor dem Ablauf
des siebenten Lebensjahres des Kindes an Kindes Statt
an oder nimmt er es in der Absicht, es an Kindes Statt
anzunehmen, in unentgeltliche Pflege, so hat er aus An-
lass der Annahme an Kindes Statt oder der Übernahme
in unentgeltliche Pflege Anspruch auf Karenzurlaub in
der Dauer von sechs Monaten, sofern nicht die Mutter,
Adoptivmutter oder Pflegemutter einen Karenzurlaub
in Anspruch nimmt. Im übrigen gelten die §§ 2 und 3.

§ 6
Karenzurlaub 

bei Verhinderung der Mutter

(1) Ist die Mutter, Adoptivmutter oder Pflegemutter
durch ein unvorhersehbares und unabwendbares Ereig-
nis für eine nicht bloß verhältnismäßig kurze Zeit an der
Betreuung des Kindes verhindert, so ist dem Dienst-
nehmer (Vater, Adoptivvater oder Pflegevater im Sinne
des § 5 Abs. 1) auf sein Verlangen für die Dauer der Ver-
hinderung, längstens jedoch bis zum Ablauf des zwei-
ten Lebensjahres des Kindes, jedenfalls ein Karenzur-
laub zu gewähren, wenn er mit dem Kind im gemeinsa-
men Haushalt lebt und das Kind überwiegend selbst be-
treut. Dasselbe gilt bei Verhinderung einer Mutter,
Adoptivmutter oder Pflegemutter, die zulässigerweise
nach dem Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kindes
Karenzurlaub in Anspruch nimmt.

(2) Ein unvorhersehbares und unabwendbares Ereig-
nis liegt nur vor bei

a) Tod,
b) Aufenthalt in einer Heil- und Pflegeanstalt,
c) Verbüßung einer Freiheitsstrafe oder einer sonsti-

gen behördlich angeordneten Anhaltung,
d) schwerer Erkrankung,
e) Aufhebung des gemeinsamen Haushaltes der Mut-

ter, Adoptivmutter oder Pflegemutter mit dem Kind oder
Beendigung der überwiegenden Betreuung des Kindes.

(3) Der Anspruch nach Abs. 1 steht auch dann zu,
wenn der Dienstnehmer bereits einen Karenzurlaub ver-
braucht, eine vereinbarte Teilzeitbeschäftigung angetre-
ten oder beendet oder für einen späteren Zeitpunkt Ka-
renzurlaub oder Teilzeitbeschäftigung angemeldet hat.

(4) Der Dienstnehmer hat den Beginn und die vor-
aussichtliche Dauer des Karenzurlaubes seinem Dienst-



S T Ü C K  20, NR. 46202

geber unverzüglich bekannt zu geben und gleichzeitig
die anspruchsbegründenden Umstände nachzuweisen.

(5) Im Übrigen gelten die §§ 7 bis 7b.

§ 7
Kündigungs- und Entlassungsschutz 

bei Karenzurlaub

(1) Der Dienstnehmer, der einen Karenzurlaub nach
den §§ 2, 3 oder 5 in Anspruch nimmt, darf weder ge-
kündigt noch entlassen werden. Der Kündigungs- und
Entlassungsschutz beginnt mit der Bekanntgabe des Ka-
renzurlaubes, nicht jedoch vor der Geburt des Kindes.
Der Kündigungs- und Entlassungsschutz endet

a) vier Wochen nach dem Ende eines Karenzurlaubs-
teiles bzw. des Karenzurlaubes,

b) bei Inanspruchnahme von zwei Karenzurlaubstei-
len vor dem Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kin-
des vier Wochen nach dem Ende des zweiten Teiles, wenn
der Dienstnehmer die Inanspruchnahme des zweiten
Karenzurlaubsteiles spätestens acht Wochen nach der
Geburt des Kindes bekannt gegeben hat,

c) vier Wochen nach dem Ende eines Karenzurlaubes
oder einer vereinbarten Teilzeitbeschäftigung, der (die)
infolge Verhinderung der im Karenzurlaub oder in einer
Teilzeitbeschäftigung befindlichen Mutter, Adoptiv-
mutter oder Pflegemutter in Anspruch genommen wird.

(2) Der Ablauf der Beschäftigungsbewilligung, der
Arbeitserlaubnis oder des Befreiungsscheines (§§ 4, 14a
und 15 des Ausländerbeschäftigungsgesetzes, BGBl.
Nr. 218/1975, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 120/1999) eines Ausländers wird bis zu dem Tag
gehemmt, zu dem das Dienstverhältnis unter Bedacht-
nahme auf den Kündigungs- und Entlassungsschutz
rechtsgültig beendet werden kann.“

3. Nach § 7 werden folgende Bestimmungen als §§ 7a
und 7b eingefügt:

„§ 7a
Recht auf Information

Während eines Karenzurlaubes ist der Dienstnehmer
über wichtige Vorgänge bei seinem Dienstgeber, die die
Interessen des karenzierten Dienstnehmers berühren,
insbesondere Organisationsänderungen und Weiterbil-
dungsmaßnahmen, zu informieren.

7b
Anwendung von Bestimmungen 

des Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998

§ 9 Abs. 3, § 11, § 11a, § 13e Abs. 1 und 2 und § 17
des Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998 sind sinngemäß
anzuwenden.“

4. § 8 hat zu lauten:
„§ 8

Teilzeitbeschäftigung

(1) Eine Teilzeitbeschäftigung, ihr Beginn, ihre
Dauer, ihr Ausmaß und ihre Lage sind zwischen dem
Dienstgeber und dem Dienstnehmer zu vereinbaren. In
Betrieben, in denen ein für den Dienstnehmer zustän-
diger Betriebsrat besteht, ist dieser auf Verlangen des
Dienstnehmers den Verhandlungen beizuziehen.

(2) Der Dienstnehmer kann die Herabsetzung seiner
Dienstzeit um mindestens zwei Fünftel seiner gesetz-
lichen oder in einem Kollektivvertrag festgesetzten wö-
chentlichen Normaldienstzeit oder der vereinbarten
wöchentlichen Dienstzeit bis zum Ablauf des vierten
Lebensjahres des Kindes in Anspruch nehmen, wenn
kein Karenzurlaub in Anspruch genommen wird.
Nimmt gleichzeitig auch die Mutter eine Teilzeitbe-
schäftigung in Anspruch, so besteht der Anspruch auf
Teilzeitbeschäftigung nur bis zum Ablauf des zweiten
Lebensjahres des Kindes. Bei gleichzeitiger Inanspruch-
nahme der Teilzeitbeschäftigung mit der Mutter kann
die Teilzeitbeschäftigung des Dienstnehmers über den
Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kindes hinaus um
die Anzahl der Monate verlängert werden, um die die
Mutter ihre Teilzeitbeschäftigung vor dem Ablauf des
zweiten Lebensjahres des Kindes verkürzt. 

(3) Wird nur im ersten Lebensjahr des Kindes ein
Karenzurlaub nach diesem Gesetz, dem Tiroler Mutter-
schutzgesetz 1998, anderen gleichartigen österreichi-
schen Rechtsvorschriften oder einer gleichartigen
Rechtsvorschrift eines Mitgliedstaates des Europä-
ischen Wirtschaftsraumes in Anspruch genommen, so
hat der Dienstnehmer Anspruch auf Teilzeitbeschäfti-
gung

a) bis zum Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kin-
des, wenn gleichzeitig auch die Mutter eine Teilzeitbe-
schäftigung in Anspruch nimmt; Abs. 2 dritter Satz ist
anzuwenden;

b) bis zum Ablauf des dritten Lebensjahres des Kin-
des, wenn entweder nur der Dienstnehmer oder beide
Elternteile abwechselnd eine Teilzeitbeschäftigung in
Anspruch nehmen.

(4) Wird eine Teilzeitbeschäftigung abweichend vom
Abs. 3 vor oder nach dem Ablauf des ersten Lebensjah-
res des Kindes anstelle von Karenzurlaub in Anspruch
genommen, so verlängert oder verkürzt sich die mögli-
che Dauer der Teilzeitbeschäftigung um die Anzahl der
Monate, in denen vor dem Ablauf des ersten Lebens-
jahres des Kindes Karenzurlaub nicht oder über den Ab-
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lauf des ersten Lebensjahres des Kindes hinaus Karenz-
urlaub in Anspruch genommen wird. 

(5) Die Teilzeitbeschäftigung kann nur einmal zwi-
schen den Eltern geteilt werden. Die Teilzeitbeschäfti-
gung des Dienstnehmers muss mindestens drei Monate
dauern und beginnt 

a) mit dem Ablauf eines Beschäftigungsverbotes der
Mutter nach der Geburt eines Kindes (§ 4 Abs. 1 des
Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998, andere gleichartige
österreichische Rechtsvorschriften oder eine gleichar-
tige Rechtsvorschrift eines Mitgliedstaates des Europä-
ischen Wirtschaftsraumes) oder

b) mit dem Ablauf von acht bzw. bei Früh-, Mehr-
lings- oder Kaiserschnittgeburten von zwölf Wochen
nach der Geburt des Kindes, wenn die Mutter nicht Ar-
beitnehmerin ist (Fälle des § 2 Abs. 1 lit. b); § 2 Abs. 3
zweiter Satz ist anzuwenden, oder 

c) im Anschluss an einen Karenzurlaub nach diesem
Gesetz, dem Tiroler Mutterschutzgesetz 1998, anderen
gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften oder
einer gleichartigen Rechtsvorschrift eines Mitglied-
staates des Europäischen Wirtschaftsraumes oder

d) im Anschluss an eine Teilzeitbeschäftigung der
Mutter.

(6) Beabsichtigt der Dienstnehmer, Teilzeitbeschäf-
tigung zum frühestmöglichen Zeitpunkt (Abs. 5 lit. a
oder b) in Anspruch zu nehmen, so hat er seinem
Dienstgeber die Absicht, Teilzeitbeschäftigung in An-
spruch zu nehmen, und deren Dauer, Ausmaß und Lage
spätestens acht Wochen nach der Geburt des Kindes be-
kannt zu geben und dem Dienstgeber nachzuweisen,
dass die Mutter keinen Karenzurlaub in Anspruch
nimmt. Nimmt der Dienstnehmer Teilzeitbeschäfti-
gung im Anschluss an einen Karenzurlaub oder an eine
Teilzeitbeschäftigung der Mutter in Anspruch, so hat er
dies spätestens drei Monate vor dem Ende des Karenz-
urlaubes oder der Teilzeitbeschäftigung der Mutter sei-
nem Dienstgeber bekannt zu geben. Lehnt der Dienst-
geber die begehrte Teilzeitbeschäftigung innerhalb von
zwei Wochen nach der Meldung ab, so hat der Dienst-
nehmer binnen weiterer zwei Wochen bekannt zu ge-
ben, ob er anstelle der Teilzeitbeschäftigung einen Ka-
renzurlaub in Anspruch nehmen will. 

(7) Kommt keine Einigung zustande, so kann der
Dienstnehmer den Dienstgeber auf Einwilligung in eine
Teilzeitbeschäftigung einschließlich deren Beginn, Dau-
er, Ausmaß und Lage klagen. Das Gericht hat die Klage
insoweit abzuweisen, als der Dienstgeber aus sachlichen
Gründen die Einwilligung in die begehrte Teilzeitbe-

schäftigung verweigert hat. In solchen Rechtsstreitig-
keiten steht keiner Partei ein Kostenersatzanspruch an
die andere zu, ist gegen ein Urteil des Gerichtes erster
Instanz eine Berufung nicht zulässig und sind, unab-
hängig vom Wert des Streitgegenstandes, Beschlüsse des
Gerichtes erster Instanz nur aus den Gründen des § 517
ZPO sowie wegen Nichtzulassung einer Klagsänderung
anfechtbar. 

(8) Der Dienstgeber ist verpflichtet, seinem Dienst-
nehmer auf dessen Verlangen eine Bestätigung über den
Beginn und die Dauer der Teilzeitbeschäftigung oder
über die Nichtinanspruchnahme einer Teilzeitbeschäf-
tigung auszustellen. Diese Bestätigung ist vom Dienst-
nehmer mit zu unterfertigen. Solche Bestätigungen sind
von Landes- und Gemeindeverwaltungsabgaben befreit. 

(9) Fallen in ein Kalenderjahr auch Zeiten einer
Teilzeitbeschäftigung, so gebühren dem Dienstnehmer
sonstige, insbesondere einmalige Bezüge im Sinne des
§ 67 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl.
Nr. 400, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr.
106/1999, in dem der Vollzeit- und Teilzeitbeschäfti-
gung entsprechenden Ausmaß im Kalenderjahr.

(10) Eine Teilzeitbeschäftigung ist jedenfalls nicht
zulässig, wenn der Bedienstete infolge der Teilzeitbe-
schäftigung aus wichtigen dienstlichen Gründen weder
im Rahmen seiner bisherigen Verwendung noch in einer
anderen seiner dienstrechtlichen Stellung zumindest
entsprechenden Verwendung eingesetzt werden könnte.

(11) Der Kündigungs- und Entlassungsschutz be-
ginnt grundsätzlich mit der Erklärung, Teilzeitbeschäf-
tigung in Anspruch nehmen zu wollen, frühestens vier
Monate vor dem Antritt der Teilzeitbeschäftigung, nicht
jedoch vor der Geburt des Kindes, und endet vier
Wochen nach der Beendigung der Teilzeitbeschäftigung.
§ 7 Abs. 2 dieses Gesetzes und die §§ 9 Abs. 3 , 11 und 17
des Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998 sind sinngemäß
anzuwenden. Die Bestimmungen über den Kündigungs-
und Entlassungsschutz gelten auch während eines
Rechtsstreites nach Abs. 7.“

5. Nach § 8 wird folgende Bestimmung als § 8a ein-
gefügt:

„§ 8a
Teilzeitbeschäftigung 

des Adoptiv- oder Pflegevaters

(1) Wird anstelle von Karenzurlaub Teilzeitbeschäf-
tigung in Anspruch genommen, so beträgt die zulässi-
ge Dauer der Teilzeitbeschäftigung die doppelte Anzahl
der nicht in Anspruch genommenen Monate eines
Karenzurlaubes nach § 5.
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(2) Die Teilzeitbeschäftigung kann
a) unmittelbar mit der Annahme des Kindes an Kin-

des Statt oder der Übernahme des Kindes in Pflege,
allein oder gleichzeitig mit der Mutter, oder

b) im Anschluss an einen Karenzurlaub oder
c) im Anschluss an eine Teilzeitbeschäftigung der

Mutter
beginnen.

(3) Im Fall des Abs. 2 lit. a hat der Dienstnehmer den
Beginn und die Dauer der Teilzeitbeschäftigung seinem
Dienstgeber unverzüglich bekannt zu geben, in den Fäl-
len des Abs. 2 lit. b oder c spätestens drei Monate vor
dem Ende des Karenzurlaubes oder vor dem Ende der
Teilzeitbeschäftigung der Mutter.

(4) Im Übrigen gilt § 8 sinngemäß.“

6. § 10 hat zu lauten:

„Sonderbestimmungen 
für öffentlich-rechtliche Bedienstete

§ 10

(1) § 4 ist auf Bedienstete, die in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis nach § 1 Abs. 1 stehen, mit
der Maßgabe anzuwenden, dass der Bedienstete den auf-
geschobenen Karenzurlaub zu dem von ihm gewünsch-
ten Zeitpunkt in Anspruch nehmen kann.

(2) § 4 Abs. 3 zweiter bis vierter Satz und Abs. 4 zwei-
ter Satz ist auf Bedienstete, die in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis nach § 1 Abs. 1 stehen,
nicht anzuwenden.“

7. Der bisherige § 10 erhält die Paragraphenbezeich-
nung „§ 11“.

8. Im neuen § 11 wird die Überschrift aufgehoben
und haben im Abs. 1 die Einleitungssätze zu lauten:

„§ 8 Abs. 1, 7 und 11 dritter Satz sowie § 8a Abs. 4,
soweit damit auf § 8 Abs. 1, 7 und 11 dritter Satz ver-
wiesen wird, sind auf Bedienstete, die in einem öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnis nach § 1 Abs. 1 ste-
hen, nicht anzuwenden. Die übrigen Bestimmungen der
§§ 8 und 8a sind auf diese Bediensteten mit folgenden
Abweichungen anzuwenden:“

9. Die bisherigen §§ 11 und 12 erhalten die Paragra-
phenbezeichnungen „§§ 12 und 13“.

Artikel II

(1) Ansprüche nach diesem Gesetz haben nur Dienst-
nehmer, wenn das Kind (Adoptiv-, Pflegekind) nach
dem 31. Dezember 1999 geboren wurde. Ansprüche von
Dienstnehmern, deren Kind (Adoptiv-, Pflegekind) vor
dem 1. Jänner 2000 geboren wurde, richten sich nach
den gesetzlichen Bestimmungen, die unmittelbar vor
ihrer Änderung durch dieses Gesetz gegolten haben. 

(2) Bestehende Regelungen in Normen der kollek-
tiven Rechtsgestaltung oder in Einzelvereinbarungen
über die Anrechnung von Zeiten eines Karenzurlaubes
für Ansprüche, die sich nach der Dauer der Dienstzeit
richten, werden auf den Anspruch nach § 7b (§ 13e
Abs. 1 vierter Satz des Tiroler Mutterschutzgesetzes
1998) angerechnet.

Artikel III

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2000 in Kraft,
soweit im Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Art. I Z. 1 tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft. 

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Karenzurlaubsgeldgesetz 1998, LGBl.
Nr. 88, wird wie folgt geändert:

1. Der Abs. 3 des § 1 hat zu lauten:
„(3) Dieses Gesetz gilt nicht für Dienstnehmer, auf

die das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984, BGBl.
Nr. 302, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 6/2000, das Landesvertragslehrergesetz 1966, BGBl.
Nr. 172, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 61/1997, das Land- und forstwirtschaftliche Lan-
deslehrer-Dienstrechtsgesetz 1985, BGBl. Nr. 296, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 6/2000, oder
das Land- und forstwirtschaftliche Landesvertragsleh-
rergesetz, BGBl. Nr. 244/1969, zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. I Nr. 61/1997, anzuwenden ist.“ 

2. Im Abs. 1 des § 2 hat die lit. a zu lauten:
„a) solange sie sich in einem Karenzurlaub nach den

§§ 13 bis 13d und 13i des Tiroler Mutterschutzgesetzes
1998, LGBl. Nr. 86, in der jeweils geltenden Fassung
oder den §§ 15 bis 15d und 15i des Mutterschutzgeset-
zes 1979, BGBl. Nr. 221, zuletzt geändert durch das Ge-
setz BGBl. I Nr. 153/1999, befindet und hiebei die
Höchstdauer nach § 4 nicht überschritten wird und“

3. Im Abs. 4 des § 2 wird die Zahl „60 v. H.“ durch
die Zahl „67,21 v. H.“ ersetzt.

4. Im Abs. 2 des § 4 haben die lit. a und b zu lauten:
„a) mindestens drei Monate lang das Karenzurlaubs-

geld (Karenzgeld) nach österreichischen Rechtsvor-
schriften in Anspruch nimmt oder genommen hat, für
die Dauer dieses Bezuges oder

b) durch ein unvorhersehbares und unabwendbares
Ereignis im Sinne des § 13d Abs. 2 lit. a, b oder d des
Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998 verhindert ist, das
Kind zu betreuen, oder“

5. Im § 4 wird folgende Bestimmung als Abs. 3 ange-
fügt:

„(3) Der Anspruch besteht weiters für die Dauer
eines aufgeschobenen Karenzurlaubes nach § 13b des
Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998 oder nach § 15b des
Mutterschutzgesetzes 1979. Die Dauer des Bezuges
nach den Abs. 1 und 2 verkürzt sich bei Inanspruch-
nahme eines aufgeschobenen Karenzurlaubes um die
Dauer des aufgeschobenen Karenzurlaubes.“

6. Im Abs. 1 des § 7a hat der dritte Satz zu lauten:

„§ 4 gilt mit der Maßgabe, dass an die Stelle des § 13d
Abs. 2 lit. a, b oder d des Tiroler Mutterschutzgesetzes
1998 der § 6 Abs. 2 lit. a, b oder d des Tiroler Eltern-
Karenzurlaubsgesetzes 1998 tritt.“

7. Die Abs. 2 bis 4 des § 7a haben zu lauten: 

„(2) Abs. 1 gilt auch für Männer, die allein oder mit
ihrer Ehegattin ein Kind an Kindes Statt angenommen
(Adoptivväter) oder in Pflege genommen haben (Pflege-
väter). Für Pflegeväter, die ein Kind ohne Adoptionsab-
sicht in entgeltliche Pflege genommen haben, gilt dies mit
der Maßgabe nach § 10 Abs. 2. Weiters gilt für Adoptiv-
und Pflegeväter § 10 Abs. 3 mit der Maßgabe, dass an die
Stelle des § 13c Abs. 2 lit. c und 3 des Tiroler Mutter-
schutzgesetzes 1998 bzw. des § 15c Abs. 2 Z. 3 und Abs. 3
des Mutterschutzgesetzes 1979 der § 5 Abs. 4 und 5 des
Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetzes 1998 tritt.

(3) Hat die Mutter, Adoptiv- oder Pflegemutter des
Kindes einen Anspruch auf Karenzurlaubsgeld (Ka-
renzgeld) nach österreichischen Rechtsvorschriften, so
besteht ein Anspruch des Vaters, Adoptiv- oder Pflege-
vaters auf Karenzurlaubsgeld jedenfalls nur für solche
Zeiträume, für die die Mutter, Adoptiv- oder Pflege-
mutter auf die Inanspruchnahme des Karenzurlaubsgel-
des (Karenzgeldes) nach österreichischen Rechtsvor-
schriften unwiderruflich verzichtet hat. Ein Wechsel in
der Anspruchsvoraussetzung kann zweimal erfolgen.
Dieser Wechsel ist nur zulässig, wenn ein Elternteil min-
destens drei Monate lang Karenzurlaubsgeld (Karenz-
geld) nach österreichischen Rechtsvorschriften bezo-
gen hat. Aus Anlass des erstmaligen Wechsels der El-
ternteile kann Karenzurlaubsgeld (Karenzgeld) für die
Dauer eines Monats von beiden Elternteilen gleichzei-
tig bezogen werden, wobei die Dauer des Anspruches
von Karenzurlaubsgeld einen Monat vor dem im § 4
Abs. 1 und 2 genannten Zeitpunkt endet.

(4) Ist die Mutter, Adoptiv- oder Pflegemutter jedoch
durch einen Aufenthalt in einer Heil- und Pflegeanstalt
oder eine schwere Erkrankung für eine nicht bloß ver-
hältnismäßig kurze Zeit an der Betreuung des Kindes
verhindert, so hat der Vater, Adoptiv- oder Pflegevater
bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen auch dann
Anspruch auf Karenzurlaubsgeld, wenn die Mutter,
Adoptiv- oder Pflegemutter Karenzurlaubsgeld (Ka-

47.Gesetz vom 3. Mai 2000, mit dem das Tiroler Karenzurlaubsgeldgesetz 1998 geändert wird



S T Ü C K  20, NR. 47206

renzgeld) nach österreichischen Rechtsvorschriften be-
zieht.“

8. § 7b hat zu lauten:

„§ 7b

(1) Der Bezug von Karenzurlaubsgeld bei Teilzeitbe-
schäftigung ist ausgeschlossen, wenn ein Elternteil das
volle Karenzurlaubsgeld (Karenzgeld) nach österreichi-
schen Rechtsvorschriften bezieht.

(2) Nimmt jeweils nur ein Elternteil nach dem Ab-
lauf des ersten Lebensjahres des Kindes eine Teilzeitbe-
schäftigung nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz 1998,
dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1998 oder an-
deren gleichartigen österreichischen Rechtsvorschrif-
ten in Anspruch, so gebührt diesem, wenn dieses Ge-
setz auf ihn anzuwenden ist, auf Antrag das Karenzur-
laubsgeld für die Dauer der Teilzeitbeschäftigung, längs-
tens jedoch bis zum Ablauf des zweiten Lebensjahres
des Kindes. Das Karenzurlaubsgeld gebührt über diesen
Zeitpunkt hinaus, längstens jedoch bis zum Ablauf des
dritten Lebensjahres des Kindes, wenn der zweite El-
ternteil

a) mindestens drei Monate lang das Karenzurlaubs-
geld (Karenzgeld) nach österreichischen Rechtsvor-
schriften in Anspruch nimmt oder genommen hat, für
die Dauer dieses Bezuges oder

b) durch einen Aufenthalt in einer Heil- oder Pflege-
anstalt, schwere Erkrankung oder Tod verhindert ist, das
Kind zu betreuen, oder

c) aufgrund einer schweren körperlichen, geistigen
oder psychischen Behinderung oder einer Sinnesbehin-
derung außerstande ist, das Kind ohne fremde Hilfe zu
betreuen.

Wird eine Teilzeitbeschäftigung abweichend vom
ersten und zweiten Satz vor oder nach dem Ablauf des
ersten Lebensjahres des Kindes anstelle von Karenz-
urlaub in Anspruch genommen, so verlängert oder ver-
kürzt sich die Dauer des Anspruches auf Karenzur-
laubsgeld um die Anzahl der Monate, in denen vor dem
Ablauf des ersten Lebensjahres Karenzurlaub nicht oder
über den Ablauf des ersten Lebensjahres hinaus Ka-
renzurlaub in Anspruch genommen wird.

Im Fall einer Teilzeitbeschäftigung vermindert sich
das Karenzurlaubsgeld nach § 3 Abs. 1 bis 3 um den Hun-
dertsatz des Beschäftigungsausmaßes, gemessen an der
wöchentlichen Normaldienstzeit. Höchstens gebühren
50 v. H. des Karenzurlaubsgeldes nach § 3 Abs. 1 bis 3.
Ein Wechsel in der Anspruchsberechtigung kann nur
einmal erfolgen, nachdem ein Elternteil mindestens drei

Monate lang Karenzurlaubsgeld (Karenzgeld) nach
österreichischen Rechtsvorschriften bezogen hat.

(3) Nehmen beide Elternteile nebeneinander eine
Teilzeitbeschäftigung im Sinne des Abs. 2 auf, so ge-
bührt, wenn dieses Gesetz

a) nur auf einen Elternteil anzuwenden ist, diesem
Elternteil,

b) auf beide Elternteile anzuwenden ist, beiden El-
ternteilen

auf Antrag das Karenzurlaubsgeld für die Dauer der Teil-
zeitbeschäftigung, längstens bis zum Ablauf des zwei-
ten Lebensjahres des Kindes. Das jedem Elternteil zu-
kommende Karenzurlaubsgeld ist nach Abs. 2 vierter
und fünfter Satz zu bemessen. Durch die lit. a wird ein
allfälliger Anspruch des anderen Elternteiles auf Ka-
renzurlaubsgeld (Karenzgeld) nach anderen österrei-
chischen Rechtsvorschriften nicht berührt.

(4) Das Karenzurlaubsgeld wegen Teilzeitbeschäfti-
gung nach den Abs. 2 und 3 gebührt nicht für Zeiträu-
me, für die der andere Elternteil das volle Karenzur-
laubsgeld (Karenzgeld) nach österreichischen Rechts-
vorschriften bezieht.

(5) Der Anspruch auf Karenzurlaubsgeld besteht
nicht für Zeiträume, für die der jeweilige Elternteil 

a) Entgelt aus einem anderen Dienstverhältnis be-
zieht, 

b) selbständig erwerbstätig ist oder ,

c) ohne in einem Dienstverhältnis zu stehen, im Be-
trieb des Ehegatten, der Eltern oder der Kinder tätig ist

und das Entgelt monatlich 67,21 v. H. des im § 3 Abs. 1
lit. a genannten Betrages übersteigt.

(6) Der in den Abs. 1 bis 5 angeführte Begriff „Eltern-
teil“ umfasst auch die Begriffe „Adoptivelternteil“ und
„Pflegeelternteil“. Für Pflegemütter und Pflegeväter, die
ein Kind ohne Adoptionsabsicht in entgeltliche Pflege
genommen haben, gilt dies mit der Maßgabe nach § 10
Abs. 2.

(7) § 2 Abs. 1 lit. b und Abs. 2, 5 und 8 sowie die §§ 6
und 7 sind auf den Bezug des verminderten Karenz-
urlaubsgeldes nach den Abs. 1 bis 6 anzuwenden. 

(8) Die Abs. 1 bis 7 sind auch dann anzuwenden, wenn
ein Elternteil vor oder nach dem Ablauf des ersten Le-
bensjahres des Kindes keinen Karenzurlaub, sondern
trotz Versäumnis der im § 13g Abs. 6 des Tiroler Mut-
terschutzgesetzes 1998 oder der im § 8 Abs. 6 des Tiro-
ler Eltern-Karenzurlaubsgesetzes 1998 oder der im § 15g
Abs. 6 des Mutterschutzgesetzes 1979 vorgesehenen
Antragsfrist mit Zustimmung der Dienstbehörde Teil-
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zeitbeschäftigung nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz
1998 oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1998
oder dem Mutterschutzgesetz 1979 in Anspruch nimmt.“

9. Der Abs. 1 des § 7c hat zu lauten:

„(1) Nimmt jeweils nur ein Elternteil im Anschluss
an die Frist nach § 4 Abs. 1 des Tiroler Mutterschutz-
gesetzes 1998 eine Teilzeitbeschäftigung nach dem
Tiroler Mutterschutzgesetz 1998, dem Tiroler Eltern-
Karenzurlaubsgesetz 1998 oder einer anderen gleichar-
tigen österreichischen Rechtsvorschrift in Anspruch, so
gebührt ihm, wenn dieses Gesetz auf ihn anzuwenden
ist, auf Antrag das Karenzurlaubsgeld nach diesem Ge-
setz für die Dauer der Teilzeitbeschäftigung, längstens
jedoch bis zum Ablauf des dritten Lebensjahres des Kin-
des. Das Karenzurlaubsgeld gebührt über diesen Zeit-
punkt hinaus, längstens jedoch bis zum Ablauf des vier-
ten Lebensjahres des Kindes, wenn der zweite Elternteil

a) mindestens drei Monate lang das Karenzurlaubs-
geld (Karenzgeld) nach österreichischen Rechtsvor-
schriften in Anspruch nimmt oder genommen hat, für
die Dauer dieses Bezuges oder

b) durch einen Aufenthalt in einer Heil- oder Pfle-
geanstalt, schwere Erkrankung oder Tod verhindert ist,
das Kind zu betreuen, oder

c) aufgrund einer schweren körperlichen, geistigen
oder psychischen Behinderung oder einer Sinnesbehin-
derung außerstande ist, das Kind ohne fremde Hilfe zu
betreuen.“

10. Die Abs. 2 bis 4 des § 8 haben zu lauten:

„(2) Voraussetzung für den Anspruch auf Sonder-
karenzurlaubsgeld ist, dass der Elternteil, der wegen der
Betreuung des in seinem Haushalt lebenden Kindes, des-
sen Geburt Anlass für die Gewährung des Karenz-
urlaubsgeldes (Karenzgeldes) nach österreichischen
Rechtsvorschriften war,

a) im Falle des Abs. 1 lit. a sich in einem Urlaub ge-
gen Entfall der Bezüge befindet oder

b) im Falle des Abs. 1 lit. b keine Beschäftigung an-
nehmen kann, weil für das Kind nachweislich keine
Unterbringungsmöglichkeit besteht.

(3) Der Anspruch auf Sonderkarenzurlaubsgeld be-
steht jedoch nicht, wenn

a) der betreffende Elternteil Leistungen nach dem
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl. Nr. 609,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 15/2000,
oder dem Karenzgeldgesetz, BGBl. I Nr. 47/1997, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 174/1999,

oder Karenzurlaubsgeld nach diesem Gesetz in An-
spruch nehmen kann oder

b) der Ehegatte des betreffenden Elternteiles über
eigene Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 3 des Einkom-
mensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 106/1999, verfügt,
die innerhalb eines Monats 32 v. H. des Gehaltes eines
Landesbeamten der Allgemeinen Verwaltung der Dienst-
klasse V, Gehaltsstufe 2, einschließlich allfälliger Teue-
rungszulagen übersteigen, oder

c) der betreffende Elternteil ledig, geschieden oder
verwitwet ist und mit dem anderen Elternteil des Kin-
des nach dem Meldegesetz 1991 an derselben Adresse
angemeldet ist oder anzumelden gewesen wäre und die-
ser andere Elternteil über Einkünfte nach lit. b verfügt.

(4) Der Anspruch auf Sonderkarenzurlaubsgeld ent-
steht mit dem Tag der Antragstellung, frühestens jedoch
nach Erschöpfung des Anspruches auf Karenzurlaubs-
geld (Karenzgeld) nach österreichischen Rechtsvor-
schriften für jenes Kind, das Anlass für die Gewährung
des Karenzurlaubsgeldes (Karenzgeldes) nach österrei-
chischen Rechtsvorschriften war.“

11. § 10 hat zu lauten:

„§ 10

(1) Dieses Gesetz gilt auch für Frauen, die allein oder
mit ihrem Ehegatten ein Kind an Kindes Statt ange-
nommen (Adoptivmütter) oder in Pflege genommen
haben (Pflegemütter), soweit in den Abs. 2 und 3 nichts
anderes bestimmt ist.

(2) Für Pflegemütter, die ein Kind ohne Adoptions-
absicht in entgeltliche Pflege genommen haben, gelten
anstelle der im Abs. 1 genannten Bestimmungen die §§ 1
bis 7, 7b und 7c mit der Maßgabe, dass an die Stelle des
Karenzurlaubes nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz
1998 oder dem Mutterschutzgesetz 1979 ein Karenzur-
laub nach § 75 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979,
BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 6/2000, bzw. nach § 29b des Vertragsbe-
dienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 6/2000, tritt.

(3) Abweichend vom § 4 haben Adoptiv- und Pflege-
mütter Anspruch auf Karenzurlaubsgeld in der Dauer
bis zu sechs Monaten, wenn sie sich in einem Karenz-
urlaub nach § 13c Abs. 2 lit. c und 3 des Tiroler Mutter-
schutzgesetzes 1998 oder nach § 15c Abs. 2 Z. 3 und
Abs. 3 des Mutterschutzgesetzes 1979 befinden.“
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Artikel II

Ansprüche nach diesem Gesetz haben nur Dienst-
nehmer, wenn das Kind (Adoptiv-, Pflegekind) nach
dem 31. Dezember 1999 geboren wurde. Ansprüche
von Dienstnehmern, deren Kind (Adoptiv-, Pflege-
kind) vor dem 1. Jänner 2000 geboren wurde, richten
sich nach den gesetzlichen Bestimmungen, die un-

mittelbar vor ihrer Änderung durch dieses Gesetz ge-
golten haben.

Artikel III
(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2000 in Kraft,

soweit im Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist.
(2) Art. I Z. 1 tritt mit dem Ablauf des Tages der

Kundmachung in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Aufgrund der §§ 10 Abs. 4 und 13 Abs. 3 und 4 des
Gelegenheitsverkehrs-Gesetzes 1996, BGBl. Nr. 112,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 135/1999,
wird verordnet:

1. A b s c h n i t t
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für die Ausübung des Taxi-
Gewerbes sowie des mit Personenkraftwagen ausgeüb-
ten Mietwagen-Gewerbes und Gästewagen-Gewerbes.

§ 2
Fahrbetrieb

(1) Der Lenker hat sich gegenüber den Fahrgästen
und den anderen Verkehrsteilnehmern rücksichtsvoll
und höflich zu verhalten. Er darf nur mit Zustimmung
des Fahrgastes rauchen.

(2) Der Lenker hat nach der Beendigung einer Fahrt
festzustellen, ob Fahrgäste unbeabsichtigt Gegenstände
zurückgelassen haben. Diese sind unverzüglich der
nächstgelegenen für Fundsachen zuständigen Stelle zu
übergeben.

(3) Tiere dürfen nicht auf Sitzplätzen untergebracht
werden.

2. A b s c h n i t t
Ausübung des Taxi-Gewerbes

§ 3
Taxifahrzeug

(1) Im Taxi-Gewerbe dürfen nur Kraftfahrzeuge ver-
wendet werden, die mindestens vier Türen haben und
für mindestens vier Personen abgesehen vom Lenker
kraftfahrrechtlich zugelassen sind. Die im Taxi-Ge-
werbe verwendeten Kraftfahrzeuge müssen zudem dem
Fahrgast einen bequemen und gefahrlosen Ein- und
Ausstieg und Aufenthalt ermöglichen und den erfor-
derlichen freien Kopf- und Fußraum sowie ausreichend
Platz für eine sichere Unterbringung des Gepäcks der
Fahrgäste aufweisen. Anstelle zweier Türen kann auch
eine Schiebetür mit einer lichten Öffnung von mindes-
tens 1000 mm angebracht sein.

(2) Das Taxifahrzeug und die für die Benützung durch
die Fahrgäste bestimmten Einrichtungen (Sitze, Sicher-
heitsgurten, Kleiderhaken, Gepäcksträger und derglei-
chen) müssen sich in ordnungsgemäßem Zustand be-
finden. Sie dürfen über die jeweiligen witterungsbeding-
ten Verschmutzungen hinaus nicht verunreinigt sein
und dürfen keine wesentlichen Schäden oder sichtbe-
hindernden Verklebungen oder Bemalungen aufweisen.

(3) Das Taxifahrzeug muss mit einem funktionieren-
den Wegstreckenmesser ausgestattet sein.

§ 4
Notzeichen

Das Taxifahrzeug muss mit einer Anlage zur Abgabe
von deutlich wahrnehmbaren optischen und akusti-
schen Notzeichen ausgestattet sein, die vom Lenker-
platz aus bedient werden kann.

§ 5
Kennzeichnung des Taxifahrzeuges

(1) Das Taxifahrzeug ist durch ein Schild mit der Auf-
schrift „Taxi“ zu kennzeichnen, soweit im Abs. 2 nichts
anderes bestimmt ist. Die Aufschrift muss zumindest
von vorne leicht erkennbar sein. Das Schild ist auf der
vorderen Hälfte des Daches senkrecht zur Längsmittel-
ebene des Fahrzeuges anzubringen und muss eine Größe
von mindestens 18 × 10 cm aufweisen. Das Schild muss
weiters mit gelbem und blendfreiem Licht innen ausrei-
chend beleuchtbar sein. Die Beleuchtung muss bei Dun-
kelheit oder schlechter Sicht eingeschaltet und bei be-
setztem Wagen ausgeschaltet werden.

(2) Wird das Taxifahrzeug im liniengebundenen Per-
sonennahverkehr als Anruf-Sammel-Taxi (AST-Ver-
kehr) oder in einem vergleichbaren bedarfsgesteuerten
Personennahverkehrssystem verwendet, so ist es ent-
sprechend den Beförderungsbedingungen des jeweili-
gen Verkehrsunternehmens zu kennzeichnen.

(3) Auf Verlangen des Fahrgastes ist das Schild nach
Abs. 1 abzunehmen

a) bei Fahrten innerhalb der Standortgemeinde, wenn
es sich um besondere Anlässe (Hochzeiten, Firmungen,
Begräbnisse und dergleichen) handelt oder

b) bei Fahrten über die Standortgemeinde hinaus.

48. Verordnung des Landeshauptmannes vom 26. Juni 2000, mit der nähere Bestimmungen
über die Ausübung des Taxi-Gewerbes sowie des mit Personenkraftwagen ausgeübten Miet-
wagen-Gewerbes und Gästewagen-Gewerbes erlassen werden (Tiroler Personenbeförde-
rungs-Betriebsordnung 2000)
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§ 6
Anbringung am Armaturenbrett

Am Armaturenbrett sind der Name und der Stand-
ort des Gewerbeinhabers sowie das Kennzeichen des
Taxifahrzeuges und die Fahrpreise, soweit jedoch für die
Standortgemeinde ein Taxitarif festgelegt worden ist, die
Tarife gut sichtbar anzubringen.

§ 7
Verbandzeug

Der Ort, an dem das Verbandzeug (§ 102 Abs. 10 des
Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 146/1998) untergebracht
ist, ist mit einem roten, grünen oder weißen Kreuz gut
sichtbar zu kennzeichnen.

§ 8
Auffahrbeschränkungen

(1) Taxifahrzeuge dürfen nur innerhalb der Stand-
ortgemeinde bereitgehalten werden, soweit im Abs. 2
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Taxifahrzeuge dürfen auch bei dem der Gemeinde
nächstgelegenen Bahnhof (Eisenbahn-Haltestelle), aus-
genommen in Gemeinden, für die ein Taxitarif festge-
legt ist, bereitgehalten werden.

§ 9
Beförderungspflicht

(1) Innerhalb des Landes Tirol besteht die Verpflich-
tung zur Beförderung von Personen, soweit die Fahrt
ihren Ausgangspunkt in der Standortgemeinde des Ge-
werbeinhabers nimmt und in den folgenden Absätzen
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Beförderungspflicht besteht nicht, wenn die Er-
füllung eines Auftrages

a) rechtswidrig wäre oder
b) dem Lenker aus Gründen der Aufrechterhaltung

eines ordnungsgemäßen und sicheren Fahrbetriebes, aus
Gründen der Hygiene und Gesundheit oder seiner per-
sönlichen Sicherheit, insbesondere im Hinblick auf die
Tageszeit, das Fahrtziel oder die Fahrtstrecke, nicht zu-
mutbar wäre.

(3) Der Lenker darf einen Fahrtauftrag insbesondere
dann ablehnen, wenn Personen

a) stark betrunken sind oder meldepflichtige, ekeler-
regende oder ansteckende Krankheiten haben,

b) explosive, leicht entzündliche oder sonstige ge-
fährliche Stoffe mitführen,

c) Schusswaffen mitführen, außer es handelt sich um
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes,

d) Gepäckstücke mitführen, die den Verkehr oder 
den Fahrbetrieb gefährden, behindern, das Fahrzeug
beschädigen oder erheblich beschmutzen können,

e) gefährliche oder beschmutzte Tiere oder Hunde
ohne Maulkorb mitführen oder

f) aus sonstigen Gründen den ordnungsgemäßen
Fahrbetrieb gefährden können.

(4) Der Lenker darf Fahrgäste von der Weiterfahrt
ausschließen, wenn sie

a) mit dem Lenker während der Fahrt andauernd
sprechen, sodass dadurch seine Aufmerksamkeit leiden
könnte,

b) den Lenker behindern oder beschimpfen,
c) Türen während der Fahrt oder die der Fahrbahn-

mitte zugekehrte Tür eigenmächtig öffnen oder
d) randalieren, das Fahrzeug beschädigen oder er-

heblich beschmutzen oder in sonstiger Weise den ord-
nungsgemäßen Fahrbetrieb stören.

§ 10
Besondere Pflichten des Lenkers

(1) Der Lenker hat jenen Weg zu wählen, der für den
Fahrgast am kürzesten und preisgünstigsten ist, es sei
denn, dieser hätte etwas anderes bestimmt.

(2) Der Lenker hat dem Fahrgast auf Verlangen vor
Fahrtantritt Auskunft über die Fahrtstrecke, die Dauer
der Fahrt, den Tarif, den voraussichtlichen Fahrpreis und
die Einrichtung des Fahrpreisanzeigers sowie bei Fahr-
ten außerhalb des Tarifgebietes über den Fahrpreis zu
geben.

(3) Der Lenker hat den Fahrgästen beim Auf- und
Abladen des Gepäcks behilflich zu sein und hilfsbe-
dürftige Fahrgäste beim Ein- und Aussteigen zu unter-
stützen. Der Lenker hat weiters auf Verlangen die Fens-
ter und/oder das Schiebedach zu öffnen oder zu schlie-
ßen, es sei denn, es wäre ihm aus gesundheitlichen Grün-
den nicht zumutbar.

(4) Die Lenker müssen ein gepflegtes Äußeres auf-
weisen und dürfen keine unpassende Freizeitkleidung
tragen.

(5) Der Lenker darf nicht umherfahren, um Fahr-
gäste zu gewinnen, und Fahrgäste bei Straßenbahn- oder
Omnibus-Haltestellen anwerben. Der Lenker darf je-
doch Fahrgäste aufnehmen, die ihn während der Fahrt
anhalten.

§ 11
Einzelvergabe von Sitzplätzen

Der Lenker hat dem Fahrgast die Einzelvergabe von
Sitzplätzen vor dem Antritt der Fahrt mitzuteilen. Die
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Fahrt ist zu allen von den Fahrgästen verlangten Zielen
durchzuführen, es sei denn, dass eine Zufahrt zum an-
gegebenen Fahrtziel aus technischen oder rechtlichen
Gründen nicht möglich oder für die anderen Fahrgäste
nicht zumutbar ist.

§ 12
Mitbeförderung

Soweit es sich nicht um die Einzelvergabe von Sitz-
plätzen handelt, dürfen andere Personen, Tiere oder
Sachen nur mit Zustimmung des Auftraggebers mitbe-
fördert werden.

§ 13
Wechselgeld, Quittung

(1) Der Lenker hat zu Beginn seines Dienstes Wech-
selgeld in der Höhe von mindestens Schilling 500,– mit
sich zu führen.

(2) Der Lenker hat dem Fahrgast auf Verlangen eine
Quittung über den verrechneten Fahrpreis auszustellen.

§ 14
Ankündigung von Fahrten

Fahrten dürfen durch die Bekanntgabe von Ab-
fahrtszeiten, Fahrtzielen und dergleichen am Ort, an
dem das Taxifahrzeug bereitgehalten wird, und am
Standort des Gewerbetreibenden angekündigt werden.

§ 15
Fahrpreisanzeiger

(1) Taxifahrzeuge müssen in Gemeinden, für die ein
Taxitarif festgelegt worden ist, mit einem geeichten und
beleuchtbaren Fahrpreisanzeiger ausgestattet sein. Für
jenen Zeitraum, der zur Anpassung der Fahrpreisanzei-
ger an den geänderten Taxitarif erforderlich ist, darf der
Fahrpreisanzeiger mit dem bisherigen Taxitarif in Ver-
bindung mit einer Vignette der Fachgruppe für die Be-
förderungsgewerbe mit Personenkraftwagen in der
Wirtschaftskammer Tirol verwendet werden. Die Vig-
nette hat den neuen Taxitarif zu enthalten.

(2) Sofern in der Verordnung, mit der ein Taxitarif
festgelegt wird, nichts anderes bestimmt ist, muss der
Fahrpreisanzeiger bei der Ausführung eines Fahrtauf-
trages im Tarifgebiet ständig eingeschaltet sein.

(3) Ein anderer als der vom Fahrpreisanzeiger ange-
zeigte Preis darf nicht verrechnet werden, es sei denn,
der Fahrgast hätte die Fortsetzung der Fahrt nach Abs. 6
verlangt.

(4) Der Fahrgast muss den Fahrpreisanzeiger jeder-
zeit ungehindert ablesen können. Der Fahrpreisanzei-
ger ist bei Dunkelheit ausreichend zu beleuchten.

(5) Mit Taxifahrzeugen, deren Fahrpreisanzeiger ge-
stört ist, dürfen Fahrtaufträge innerhalb des Tarifgebie-
tes nicht übernommen und Standplätze nicht bezogen
werden.

(6) Der Lenker hat dem Fahrgast den Eintritt einer
Funktionsstörung des Fahrpreisanzeigers sogleich mit-
zuteilen und die Fahrt abzubrechen, sofern der Fahrgast
nicht die Fortsetzung der Fahrt verlangt.

§ 16
Auffahren auf Standplätze

(1) Sind in einer Gemeinde Standplätze nach § 96
Abs. 4 der Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO 1960,
BGBl. Nr. 159, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 134/1999, festgesetzt worden, so dürfen
Taxifahrzeuge nur auf diese Standplätze auffahren, es sei
denn, es wäre auf Grund einer besonderen straßenpoli-
zeilichen Anordnung oder in den Abs. 2 und 3 etwas an-
deres bestimmt.

(2) Taxifahrzeuge mit mehr als sechs Sitzplätzen dür-
fen in Gemeinden, in denen dafür besondere Standplätze
festgesetzt worden sind, nur auf diese auffahren.

(3) Bei Großveranstaltungen dürfen Taxifahrzeuge
auch in der unmittelbaren Nähe auffahren.

(4) Auf Standplätze dürfen nur gekennzeichnete
Taxifahrzeuge auffahren. Die Standplätze dürfen frei
gewählt werden, soweit im Konzessionsbescheid nichts
anderes bestimmt ist.

(5) Taxifahrzeuge sind auf den Standplätzen den vor-
handenen Taxifahrzeugen anzureihen und nach Mög-
lichkeit so aufzustellen, dass ohne Rückwärtsfahren und
ohne Gefährdung des übrigen Straßenverkehrs aus der
Reihe herausgefahren werden kann.

(6) Sofern das Taxischild nach § 5 Abs. 1 letzter Satz
zu beleuchten ist, darf die Beleuchtung auf Standplät-
zen nicht abgeschaltet werden.

§ 17
Verhalten auf Standplätzen

(1) Taxifahrzeuge können am Standplatz nachrücken,
wenn eines den Standplatz verlassen hat. Vor nicht nach-
gerückten Taxifahrzeugen darf eingereiht werden.

(2) Der Taxirufapparat ist vom Lenker des ersten
Fahrzeuges, wenn dieser verhindert oder zur Bedienung
nicht berechtigt ist, vom Lenker des jeweils nächsten
Taxifahrzeuges zu bedienen.
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(3) Am Standplatz entgegengenommene Fahrtauf-
träge dürfen nur an das in der Reihe nächste Taxifahr-
zeug weitergegeben werden.

(4) Das erste und das zweite Taxifahrzeug müssen mit
dem Lenker besetzt sein. Die Lenker der übrigen Taxi-
fahrzeuge müssen diese fahrbereit halten und bei ihnen
anwesend oder in leicht erreichbarer Nähe sein.

(5) „Außer Dienst“ stehende oder besetzte Taxifahr-
zeuge dürfen auf Standplätzen nicht parken.

(6) Der Fahrgast kann ein beliebiges Taxifahrzeug
wählen.

§ 18
Halten und Parken 

auf öffentlichen Verkehrsflächen

(1) Ein Taxifahrzeug darf auf öffentlichen Verkehrs-
flächen halten oder parken, wenn

a) der Fahrpreisanzeiger eingeschaltet ist,
b) ein Taxifahrzeug ohne Fahrpreisanzeiger als „be-

setzt“ gekennzeichnet ist oder
c) es als „außer Dienst“ gekennzeichnet und nicht mit

einem Fahrer besetzt ist.
(2) Eine „außer Dienst“-Kennzeichnung, die offen-

sichtlich die Umgehung der im Abs. 1 angeführten Be-
stimmung bezweckt, ist nicht zulässig.

3. A b s c h n i t t
Ausübung des Mietwagen-Gewerbes 

und des Gästewagen-Gewerbes

§ 19
Mietwagen-Gewerbe

(1) Für das Mietwagen-Gewerbe gelten die §§ 3, 6, 7
und 10 Abs. 3 und 4 sinngemäß.

(2) Mietwagen müssen so gekennzeichnet sein, dass
sie nicht mit Taxifahrzeugen verwechselt werden kön-
nen. Insbesondere dürfen Dachschilder, Leuchten, Frei-
zeichen, Fahrpreisanzeiger und Aufschriften mit dem
Wort „Taxi“ oder einer entsprechenden Wortkombina-
tion nicht verwendet werden.

(3) Fahrgäste dürfen nur am Standort des Gewerbe-
inhabers oder an dem Ort aufgenommen werden, der
aufgrund einer in der Wohnung oder Betriebsstätte des
Gewerbeinhabers eingegangenen Bestellung hiefür be-
zeichnet worden ist. Dies gilt auch für Fahrzeuge, die
mit Funk oder Autotelefon ausgestattet sind.

(4) Mietwagen müssen nach der Beendigung des
Fahrtauftrages zu einer Betriebsstätte des Gewerbeinha-
bers zurückkehren. Bei Leerfahrten dürfen Fahrgäste

nicht aufgenommen werden, es sei denn, es wäre in der
Betriebsstätte oder in der Wohnung des Gewerbeinha-
bers ein Fahrtauftrag eingelangt.

(5) Mietwagen dürfen auf öffentlichen Verkehrsflä-
chen nur dann halten und parken, wenn das Fahrzeug

a) deutlich als „außer Dienst“ oder
b) im Zusammenhang mit einem Fahrtauftrag als „be-

setzt“ gekennzeichnet ist.

§ 20
Kennzeichnung

(1) Mietwagen, die im Rahmen einer eingeschränk-
ten Konzession (z.B. der Beförderung von Schülern)
und Personenkraftwagen, die im Rahmen des Gäste-
wagen-Gewerbes verwendet werden, sind hinten mit
einer grünen, quadratischen Tafel, Klebefolie oder Auf-
schrift zu kennzeichnen. Die Kennzeichnung muss eine
Seitenlänge von 150 mm und einen 10 mm breiten
schwarzen Rand und in der Mitte in schwarzer Schrift
einen der folgenden Buchstaben in der Höhe von 75 mm
haben:

a) „E“ für Personenkraftwagen, deren Verwendungs-
zweck eingeschränkt ist, und

b) „G“ für Personenkraftwagen im Gästewagen-
Gewerbe.

(2) Tafeln, Zeichen oder sonstige bildliche Darstel-
lungen, die mit der Kennzeichnung nach Abs. 1 ver-
wechselt werden können, dürfen nicht verwendet 
werden.

4. A b s c h n i t t
Schülertransporte

§ 21
Kennzeichnung

(1) Für die Dauer der Durchführung von Schüler-
transporten nach § 106 Abs. 6 zweiter Satz des Kraft-
fahrgesetzes 1967 ist an Personenkraftwagen mit mehr
als fünf Sitzplätzen einschließlich des Fahrers vorne und
hinten je eine Tafel im Sinne der Schülertransport-Kenn-
zeichnungs-Verordnung, BGBl. Nr. 792/1994, anzu-
bringen. Außerhalb von Schülertransporten sind die Ta-
feln zu entfernen oder abzudecken. Bei Leerfahrten im
Zusammenhang mit Schülertransporten dürfen die Ta-
feln entfernt oder abgedeckt werden.

(2) Der Lenker hat bei Schülertransporten die Alarm-
blinkanlage einzuschalten, wenn das Fahrzeug stillsteht
und Schüler ein- oder aussteigen.
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5. A b s c h n i t t
Straf- und Schlussbestimmungen

§ 22
Strafbestimmungen

Übertretungen dieser Verordnung sind nach § 15
Abs. 1 Z. 6 des Gelegenheitsverkehrs-Gesetzes 1996 zu
bestrafen.

§ 23
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit 1. August 2000 in
Kraft.

(2) Zugleich tritt die Tiroler Personenbeförderungs-
Betriebsordnung 1994, LGBl. Nr. 31, in der Fassung der
Verordnung LGBl. Nr. 2/1995 außer Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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